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78 Verordnung 
über die Unterſuchung von Seeunfällen. 
Vom 25. April 1936. 


Auf Grund von § 1 Ziffer 9, 26 und § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Erſter Abſchnitt 
Gegenſtand der Anterſuchung 
8 1 


Seeunfälle werden vom Staatlichen Seeamt unterſucht, wenn ein öffentliches Intereſſe vorliegt. 


8 2 
(1) Eine Unterfuhung kann insbeſondere dann eingeleitet werden, wenn 
1. ein Seefahrzeug einen Schaden in ſeinem Beſtand oder Betriebe erlitten oder einen Schaden 
angerichtet hat, 
2. jemand im Bereiche des Betriebes eines Seefahrzeugs an ſeinem Körper oder ſeiner Ge⸗ 
ſundheit ſtark verletzt worden it oder feinem Leben ein Ende zu machen verſucht hat. 
(2) Einem Seefahrzeuge ſteht ein Binnenſchiff innerhalb der Seegrenze gleich. 


§ 3 
(J Eine Unterſuchung muß eingeleitet werden, wenn 
1. bei dem Seeunfalle ein Fahrzeug geſunken oder aufgegeben worden iſt, 
2. bei dem Seeunfalle jemand den Tod erlitten hat, 
3. ein Fahrzeug verſchollen iſt, 
4. der Senat der Freien Stadt Danzig fie angeordnet hat. 
(2) Hat der Senat der Freien Stadt Danzig eine Unterſuchung angeordnet, jo gilt deren Gegen⸗ 
ſtand als Seeunfall. 
8 4 
Eine Unterſuchung darf nur mit Zuſtimmung des Senats der Freien Stadt Danzig eingeleitet 
werden, wenn das betroffene Seefahrzeug 
1. zur Zeit des Unfalls eine fremde Flagge geführt und ſich der Unfall außerhalb des Ho— 
heitsgebiets der Freien Stadt Danzig ereignet hat, 
2. der Gerichtsbarkeit der Freien Stadt Danzig entzogen iſt. 


8 5 
(1) Die Unterſuchung ſoll die Urſachen und Umſtände des Seeunfalls ermitteln. 
(2) Vor allem iſt feſtzuſtellen, ob der Unfall 
1. durch Fehler im Schiffahrtsbetriebe verſchuldet worden iſt, 
2. auf Mängel in der Bauart, Einrichtung, Ausrüſtung, Beſchaffenheit, Beladung oder Be- 
mannung des Seefahrzeugs zurückzuführen iſt, 
ferner ob 
3. Mängel des Fahrwaſſers, der Seezeichen, des Lotſenweſens, der benutzten Seekarten und 
nautiſchen Bücher, des Nachrichtendienſtes, der Rettungsanſtalten und anderer Seeverkehrs⸗ 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 21. 5. 1936.) 
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einrichtungen aufgetreten find und der Unfall auf Fehler von Perſonen zurückzuführen iſt, die 
in der Verwaltung des Fahrwaſſers oder der Einrichtungen tätig ſind, 
4. gegen das Seeſtraßenrecht verſtoßen oder die Beiſtandspflicht verletzt worden iſt. 


Zweiter Abſchnitt 
Seeamt und Oberſeeamt 
86 
(1) Für das geſamte Gebiet der Freien Stadt Danzig wird ein Seeamt eingerichtet. Auf⸗ 
ſichtsbehörde des Seeamtes iſt der Senat der Freien Stadt Danzig. Das Seeamt hat ſeinen Sitz 
in Danzig, es kann auch außerhalb ſeines Sitzes im Gebiet der Freien Stadt Danzig tagen und Unter⸗ 
ſuchungshandlungen vornehmen. ; 
(2) Das Seeamt beſteht aus dem Vorſitzenden und vier Beiſitzern. Für den Vorſitzenden iſt 
mindeſtens ein Stellvertreter zu beſtellen. 


8 7 
Der Vorſitzende und ſein Stellvertreter müſſen zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungs⸗ 
dienſt befähigt ſein. Die Ernennung des Vorſitzenden erfolgt entweder für die Dauer eines von ihm 
bekleideten anderen Amtes oder auf Lebenszeit. Für den Stellvertreter gilt dies nicht. 


8 8 

(1) Die Beiſitzer werden aus der Beiſitzerliſte berufen. 

(2) Die Auſſichtsbehörde ($ 6) ſtellt für jedes Geſchäftsjahr eine Liſte von Perſönlichkeiten auf, 
die im Gebiet der Freien Stadt Danzig wohnen und für das Amt eines Beiſitzers geeignet find. Darin 
werden auch Seeſchiffer auf Küſtenfahrt, Kapitäne auf kleiner Fahrt, Schiffsoffiziere, Lotſen und 
ſachverſtändige Perſonen für nicht rein ſeemänniſche Fragen aufgenommen. Die Liſte muß ergeben, 
wer die Befähigung als Kapitän auf großer Fahrt und als Schiffsingenieur hat und wann und wie 
lange und in welcher Fahrt er in den letzten zehn Jahren als Kapitän oder leitender Maſchiniſt ge⸗ 
fahren hat. 

(3) Vor der endgültigen Feſtſtellung der Liſte hört die Aufſichtsbehörde den Vorſitzenden des 
Seeamts, den Leiter der Induſtrie⸗ und Handelskammer und andere Stellen, ſoweit das erforderlich 
erſcheint. 

(4) Die feſtgeſtellte Liſte übermittelt ſie dem Vorſitzenden des Seeamts und des Oberſeeamts, 
dem Staatskommiſſar ſowie den im Abſ. 3 bezeichneten Stellen; die aufgenommenen Beiſitzer ver⸗ 
ſtändigt ſie. 

(5) Die Beiſitzer erhalten aus Staatsmitteln Vergütung der Reiſekoſten und Tagegelder für 
jeden Tag der Dienſtleiſtung. 

(6) Im übrigen gelten für das Amt des Beiſitzers und für die Befähigung und Berufung dazu 
die Vorſchriften der 88 31 bis 35 und 50 bis 56 mit Ausnahme von 8 33 Nr. 2 des Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetzes über die Schöffen entſprechend; die nach 8 52 Abſ. 3, § 53 Abſ. 2, SS 54 und 56 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes erforderlichen Entſcheidungen trifft der Vorſitzende des Seeamts. Iſt 
ein Beiſitzer in einem früheren Geſchäftsjahr vereidigt worden, ſo genügt es, ihn auf den früheren 
Eid zu verweiſen. 

§ 9 

Der Senat der Freien Stadt beſtellt zur Wahrung der öffentlichen Belange einen Staatskom⸗ 
miſſar; ſie kann Stellvertreter für dieſen beſtellen. Der Staatskommiſſar iſt berechtigt, auch zur Ein⸗ 
leitung und Vorbereitung der Unterſuchung Anträge zu ſtellen und in jeder Lage der Unterſuchung die 
Akten einzuſehen. 

Ss 10 

(1) Das Oberſeeamt hat feinen Sitz in Danzig; es beſteht aus dem Vorſitzenden und ſechs Bei- 
ſitzern. 

(2) Von den Beiſitzern müſſen wenigſtens drei der Schiffahrt kundig fein; einer von ihnen muß die 
Befähigung zum Kapitän auf großer Fahrt beſitzen und mindeſtens ein Jahr ein Schiff geführt 
haben. Wenn möglich, ſind Kapitäne und Schiffsoffiziere zu wählen, die noch innerhalb der letzten 
zehn Jahre gefahren haben. Iſt anzunehmen, daß der Unfall auf die Maſchine oder ihre Bedienung 
zurückzuführen iſt, ſo muß ein weiterer Beiſitzer aus dem Kreiſe der Schiffsingenieure gewählt 
werden. Er ſoll, wenn möglich, innerhalb der letzten zehn Jahre mindeſtens ein Jahr als Leiter 
der Maſchinenanlage gefahren haben. 
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(3) Den Vorſitzenden und einen ſchiffahrtkundigen ſtändigen Beiſitzer, ſowie ihre Stellvertreter 
ernennt der Präſident des Senats der Freien Stadt Danzig. Im übrigen ſind die Beiſitzer aus einer 
Beiſitzerliſte zu entnehmen. Für Zeiträume von drei Jahren ſtellt der Senat der Freien Stadt 
Danzig die Beiſitzerliſte auf. Die Berufung der Beiſitzer iſt unabhängig von ihrem Wohnſitz. Die 
Vergütung der Beiſitzer beſtreitet die Staatskaſſe. 

(4) Der Senat der Freien Stadt führt die Aufſicht über das Oberſeeamt. Der Staatskom⸗ 
miſſar beim Seeamt vertritt den Anterſuchungsfall auch vor dem Oberſeeamt. 

(5) Im übrigen gelten entſprechend 8 6 Abſ. 1 Satz 3, SS 7, 8 Abſ. 1 und 6, $ 9 Satz 2. 


Dritter Abſchnitt 
Beteiligte 
8 11 

(1) Folgende Zeugen haben die Stellung von Beteiligten: 

1. der Kapitän, der Schiffer, die Schiffsoffiziere und der Lotſe des vom Unfall betroffenen 
Seefahrzeuges, es ſei denn, daß nach Lage des Falls ihr Verſchulden ausgeſchloſſen iſt, 

2. von der Schiffsbeſatzung die Inhaber einer Danziger Gewerbebefugnis als Kapitän, See⸗ 
ſchiffer, Seeſteuermann, Schiffsingenieur, See⸗ oder Kleinmaſchiniſt oder Seemotorführer, 
ſobald die Frage der Entziehung dieſer Gewerbebefugnis oder der Feſtſtellung eines ſchuld⸗ 
haften Verhaltens (§ 24 Abſ. 4) durch Stellung oder Ankündigung eines Antrags des 
Staatskommiſſars oder durch das Seeamt aufgeworfen iſt. 

(2) Der Beteiligte kann ſich in jeder Lage des Verfahrens der Hilfe eines rechts- oder ſachkun⸗ 
digen Beiſtandes bedienen. Auch an dieſen ſind nach ſeiner Benennung die Ladungen und andere Mit⸗ 
teilungen zu richten. 

(3) Der Vorſitzende kann einen Beiſtand zurückweiſen, wenn dieſer zum ſachgemäßen Vertrag oder 
ſonſt ungeeignet iſt. 

(4) Die Vorſchrift des Abſatzes 3 findet auf Rechtsanwälte keine Anwendung. 

(5) Soweit nicht der Unterſuchungszweck gefährdet wird, iſt dem Rechtsanwalt die Einſicht in die 
Akten und Beweismittel ſtets zu gewähren; einem anderen Beiſtand kann ſie gewährt werden. 

(6) Gegen Entſcheidungen aus Abſ. 3 und 5 iſt die Beſchwerde (8 29) zuläſſig. 


Vierter Abſchnitt 
Vorbereitung der Unterſuchung. 
8 12 

(1) Der Vorſitzende bewirkt die Ermittlungen für die Unterſuchung 

(2) Der Reeder und der Führer des betroffenen Seefahrzeugs haben auf Anfordern Auskunft 
über die Beſatzung, den Liegeort und den Reiſeplan des Seefahrzeugs zu geben und die benutzten See⸗ 
karten, Tagebücher und andere Papiere des Seefahrzeugs herauszugeben. Zur Erfüllung dieſer Pflicht 
können die Betroffenen durch Erzwingungsſtrafen in Geld angehalten werden. Die Erzwingungsſtrafe 
wird vom Vorſitzenden des Seeamts verhängt; ihre Feſtſetzung kann von dem Betroffenen mit der 
Beſchwerde (§ 29) angefochten werden. 

(3) Die Gerichte, Staatsanwalten, Strandämter, Seemannsämter, Schiffsregiſter- und Polizei⸗ 
behörden, die Unfallgenoſſenſchaft der Freien Stadt Danzig haben die zu ihrer amtlichen Kenntnis 
gelangten Seeunfälle dem Seeamt unmittelbar anzuzeigen. 

(4) In den Fällen des §S 5 Abi. 2 Nr. 2 verſtändigt der Vorſitzende die Unfallgenoſſenſchaft 
der Freien Stadt Danzig, in den Fällen der Nr. 3 außerdem die zuſtändige Behörde oder Anſtalt. 


8 13 

(1) Der Vorſitzende beſchließt nach dem Ergebnis der Ermittlungen oder auf Anordnung (8 3 
Abſ. 1 Nr. 4) die Einleitung der Unterſuchung. 

(2) Die Einleitung und Fortſetzung einer Unterſuchung kann aus beſonderen Gründen bis zum 
Abſchluß einer wegen des Unfalls anhängigen ſtrafrichterlichen Unterſuchung ausgeſetzt werden. 

(3) Beabſichtigt der Vorſitzende entgegen dem Antrag des Staatskommiſſars die Unterſuchung 
abzulehnen oder nicht wieder zu eröffnen oder eine eingeleitete Unterſuchung auszuſetzen oder einzu⸗ 
ſtellen, ſo hat er die Akten mit ſeiner und des Staatskommiſſars Stellungnahme dem Vorſitzenden 
des Oberſeeamts vorzulegen; dieſer hört den ſtändigen Beiſitzer und trifft die endgültige Anordnung. 
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(1) Der Vorſitzende bewirkt die Sicherung von Beweiſen. $ 22 Abſ. 1 findet Anwendung. Die 
Zuläſſigkeit der Beweisaufnahme und der Grund einer Vereidigung iſt zu den Akten feſtzuſtellen. 

(2) Der Staatskommiſſar iſt berechtigt, der Beweisaufnahme beizuwohnen. 

(3) Die Beteiligten ſind zu benachrichtigen, ſoweit der Gegenſtand der Beweisaufnahme mit ihrer 
Verantwortlichkeit zuſammenhängen kann und durch ihre Zuziehung die Beweisaufnahme nicht gefährdet 
wird. 

(4) Die zuſtändige Dienſtſtelle ($ 12 Ab. 4) iſt zu verſtändigen; fie kann der Beweisaufnahme 
beiwohnen. 

(5) Beteiligte dürfen nicht vereidigt werden, und zwar die im § 11 Abſ. 1 Nr. 1 genannten 
Perſonen auch dann nicht, wenn nach Lage des Falls ihr Verſchulden ausgeſchloſſen iſt. 

(6) Im übrigen ſind die Vorſchriften für das Verfahren in der Hauptverhandlung anzuwenden. 


8 15 

(1) Der Vorſitzende bereitet die Hauptverhandlung vor und wählt für den einzelnen Unter⸗ 
ſuchungsfall die Beiſitzer und, wenn nötig, Stellvertreter. f 

(2) Von den Beiſitzern müſſen zwei die Befähigung zum Käpitän auf großer Fahrt beſitzen, einer 
von ihnen muß mindeſtens ein Jahr ein Schiff geführt haben. Wenn möglich, ſind Kapitäne und 
Schiffsoffiziere zu wählen, die noch innerhalb der letzten zehn Jahre gefahren haben. Iſt anzunehmen, 
daß der Unfall auf die Maſchine oder ihre Bedienung zurückzuführen iſt, ſo muß wenigſtens ein 
weiterer Beiſitzer aus dem Kreiſe der Schiffsingenieure gewählt werden. Er ſoll, wenn möglich, inner⸗ 
halb der letzten zehn Jahre mindeſtens ein Jahr als Leiter der Maſchinenanlage gefahren haben. 


§ 16 
(1) Der Vorſitzende beraumt die Hauptverhandlung an. Er beruft die Beiſitzer und die Stell⸗ 
vertreter, beſchafft die Beweismittel und erläßt die Ladungen. { 
(2) Er verſtändigt vom Termin die zuſtändige Dienſtſtelle ($ 12 Abſ. 4) und, wenn möglich, 
den Reeder. f 
Fünfter Abſchnitt 
Hauptverhandlung und Spruch 
8 17 
(1) Der Vorſitzende leitet die Verhandlung; dieſe beginnt mit dem Aufrufe der Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen. Sodann berichtet der Vorſitzende über das Ergebnis der Ermittlungen. Soweit das 
Geſetz nichts anderes beſtimmt, gelten entſprechend die Vorſchriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes über 
die Offentlichkeit und Sitzungspolizei, Gerichtsſprache, Beratung und Abſtimmung. Beſchlüſſe werden 
mit Stimmenmehrheit gefaßt. 
(2) Der Vorſitzende trifft die Entſcheidungen und Anordnungen außerhalb der Hauptverhandlung. 


§ 18 
(1) Bei der Hauptverhandlung müſſen ununterbrochen anweſend ſein: die Mitglieder des Seeamts, 
der Staatskommiſſar und ein vereidigter Schriftführer. 
(2) Die Beteiligten und die zuſtändige Dienſtſtelle ($ 12 Abſ. 4) find berechtigt, der Verhandlung 
beizuwohnen. 
(3) Die Vorſchriften des $ 247 der Strafprozeßordnung über zeitweilige Entfernung des Ange⸗ 
klagten ſind auf die Beteiligten entſprechend anzuwenden. 


Ss 19 
Die Vorſchriften der Strafprozeßordnung über die Ausſchließung und Ablehnung der Gerichts- 
perſonen gelten entſprechend, doch ſteht die Ablehnung dem Staatskommiſſar und den Beteiligten zu; 
ſie iſt nur bis zum Beginn der Berichterſtattung zuläſſig. Über die Ausſchließung und Ablehnung eines 
Beiſitzers und des Schriftführers entſcheidet der Vorſitzende, über die des Vorſitzenden das Seeamt 
endgültig; dieſes zieht den Stellvertreter des Vorſitzenden zu. 


§ 20 
(1) Die Vorſchriften der Strafprozeßordnung über Zeugen, Sachverſtändige und Augenſchein 
gelten entſprechend, ſoweit das Geſetz nichts anderes beſtimmt, doch tritt an die Stelle der Staats⸗ 
anwaltſchaft der Staatskommiſſar und an die Stelle des Angeklagten oder des Verteidigers der Be⸗ 
teiligte und ſein Beiſtand. Der Staatskommiſſar, die Beteiligten und ihre Beiſtände ſind berechtigt, 
Sachverſtändige abzulehnen. 
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(2) Das Seeamt beſtimmt den Umfang der Beweisaufnahme nach freiem Ermeſſen. Als Beweis- 
mittel dürfen verleſen werden: Niederſchriften über eine frühere Vernehmung oder über eine außerhalb 
der Hauptverhandlung erfolgte Beweisaufnahme, Schriftſtücke ſowie Zeugniſſe und Gutachten von 
Behörden und öffentlichen Anſtalten. 

s 21 

(1) Der Vorſitzende hat den Beiſitzern, dem Staatskommiſſar, den Beteiligten und ihren Bei⸗ 
ſtänden zu geſtatten, die Zeugen und Sachverſtändigen unmittelbar zu befragen. Nicht zur Sache ge⸗ 
hörige und ungeeignete Fragen ſowie Fragen eines Beteiligten an einen anderen kann er zurückweiſen. 
Bei Zweifel über die Zuläſſigkeit einer Frage entſcheidet das Seeamt. 

(2) Über die Vereidigung eines Beteiligten beſchließt das Seeamt nach freiem Ermeſſen; es hört 
zuvor den Staatskommiſſar und den Beteiligten. Die Vereidigung eines Beteiligten iſt auf Antrag 
des Staatskommiſſars bis zum Schluß der Beweisaufnahme zurückzustellen. Sit die Frage aufgeworfen 
worden, ob gegen den Beteiligten eine Feſtſtellung in der Spruchformel (§ 24 Abſ. 4) getroffen werden 
ſoll, ſo ſoll ſeine Vereidigung unterbleiben. Sie muß unterbleiben, wenn gegen den Beteiligten die Ent⸗ 
ziehung einer Gewerbebefugnis beantragt oder zur Erörterung geſtellt iſt (S 25 Abſ. 2). 


Ss 22 
(1) Außerhalb der Hauptverhandlung ſind Beweiſe nur aufzunehmen, wenn vorausſichtlich die Be⸗ 
weisaufnahme in der Hauptverhandlung nicht möglich oder beſonders erſchwert ſein wird. 
(2) Die Beweisaufnahme bewirkt auf Beſchluß des Seeamts der Vorſitzende. 
(3) Im übrigen gilt § 14 Abſ. 2 bis 6. 


8 23 

(1) Der Staatskommiſſar, die Beteiligten und ihre Beiſtände können Anträge ſtellen. Soweit ſie 
nicht den Inhalt des Spruchs betreffen, iſt darüber zu beſchließen, ehe die Beweisaufnahme beendet iſt. 

(2) Dit eine Feſtſtellung im Spruch nach 8 24 Abſ. 4 beantragt, oder wird die Frage ſchuld⸗ 
haften Verhaltens eines Beteiligten vom Seeamt zur Erörterung geſtellt, ſo it dem anweſenden Be- 
teiligten Gelegenheit zu geben, Anträge zu ſtellen. 

(8) Kürzere Anterbrechungen der Verhandlung ordnet der Vorſitzende an. Über die Ausſetzung 
beſchließt das Seeamt. § 13 Abſ. 2 gilt entſprechend. Wird die Verhandlung nicht binnen zwei 
Wochen fortgeſetzt, ſo iſt ſie von neuem zu beginnen. 

(4) Hält das Seeamt die geſetzlichen Vorausſetzungen für eine Unterſuchung oder das öffentliche 
Intereſſe (§ 1) oder ſeine örtliche Zuständigkeit nicht für gegeben, jo iſt die Frage auf Antrag des 
Staatskommiſſars dem Vorſitzenden des Oberſeeamts vorzulegen; dieſer hört den Staatskommiſſar und 
den ſtändigen Beiſitzer und verfügt endgültig. 


8 24 
(1) Der Spruch wird am Schluß der Hauptverhandlung nach Anhörung des Staatskommiſſars 
und der anweſenden Beteiligten unter Mitteilung des weſentlichen Inhalts der Gründe verkündet. Die 
Verkündung kann ſtatt deſſen auch in einer ſofort anzuberaumenden öffentlichen Sitzung erfolgen, die 


nicht über zwei Wochen hinaus angeſetzt werden darf; dabei brauchen die Beiſitzer und der Staats⸗ 
kommiſſar nicht anweſend zu ſein. ; 


(2) Vor der Verkündung iſt der Spruch ſchriftlich abzuſetzen. Die ſchriftliche Begründung ſoll 
innerhalb zwei Wochen feſtgeſtellt werden. War die Verkündung des Spruchs ausgeſetzt (Abſ. 1 
Satz 2) ſo ſind die Gründe vor der Verkündung ſchriftlich feſtzuſtellen. 


(3) Der Spruch muß in ſeiner Formel Ort, Zeit, Art und Urſachen des Seeunfalls, gegebenen⸗ 
falls ein ſchuldhaftes Verhalten eines Beteiligten feſtſtellen und ſich auch über die beſonderen Um⸗ 


ſtände der SS 5 und 25 ausſprechen. Der Spruch mit den Gründen iſt vom Vorſitzenden und den 
Beiſitzern zu unterzeichnen. 


(4) Wird in der Formel eine Feſtſtellung getroffen, die nach Anſicht des Seeamts ein ſchuld⸗ 
haftes Verhalten eines Beteiligten in ſich ſchließt, ſo muß dieſes ſchuldhafte Verhalten als ſolches be- 
zeichnet und kurz umſchrieben werden. Der Name des Beteiligten muß wenigſtens in den Gründen ge⸗ 
nannt werden. Ein Vorwurf ſchuldhaften Verhaltens darf in den Gründen nur erhoben werden, wenn 
das ſchuldhafte Verhalten gleichzeitig in der Formel feſtgeſtellt wird. Unberührt bleiben belehrende 
und kritiſierende Ausführungen in den Gründen mit dem Ziele einer Verbeſſerung der beſtehenden 


Einrichtungen und der Verhütung künftiger Seeunfälle. Im übrigen ſoll aus den Gründen das Er⸗ 
gebnis der Beweisaufnahme hervorgehen. 
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(5) Eine Ausfertigung des Spruchs mit Gründen iſt dem Staatskommiſſar, der Aufſichtsbehörde, 
dem Vorſitzenden des Oberſeeamts und, wenn über die Entziehung der Gewerbebefugnis eines Bes 
teiligten verhandelt oder in der Formel ſein ſchuldhaftes Verhalten feſtgeſtellt iſt, dieſem Beteiligten 
zuzuſtellen. Bei Schiffsverluſten, Verſchollenheitsfällen und Perſonenunfällen iſt auch der Unfall⸗ 
genoſſenſchaft der Freien Stadt Danzig eine Ausfertigung des Spruchs mit Gründen zuzuſtellen. 

(6) Für die Beurkundung des Spruchs ſind im übrigen die Vorſchriften des 8 275 der Straf⸗ 
prozeßordnung über die Beurkundung des Urteils entſprechend anzuwenden. 


8 25 

(1) Im Spruch kann dem Inhaber einer Danziger Gewerbebefugnis als Kapitän, Seeſchiffer, 
Seeſteuermann, Schiffsingenieur, See⸗ oder Kleinmaſchiniſt oder Seemotorführer dieſe Gewerbebefugnis 
entzogen werden, wenn er in der Beſatzung oder als Lotſe des betroffenen Seefahrzeugs durch ſein 
Verſchulden am Unfalle oder durch ſein Verhalten bei Gelegenheit des Unfalls erwieſen hat, daß ihm 
eine Eigenſchaft fehlt, die zur Ausübung dieſer Gewerbe erforderlich iſt. 

(2) Die Entziehung iſt nur zuläſſig, wenn der Staatskommiſſar ſie beantragt oder das Seeamt 
ſie durch Beſchluß zur Erörterung geſtellt hatte. Sie iſt ferner nur zuläſſig gegenüber einem an⸗ 
weſenden Beteiligten, wenn dieſer Gelegenheit zu Anträgen erhalten hatte, gegenüber dem Aus⸗ 
gebliebenen, wenn dieſer zur Hauptverhandlung ordnungsmäßig geladen war und Gelegenheit hatte, zu 
erſcheinen, oder wenn ihm auf Grund einer Ladung vor ein Danziger Gericht Gelegenheit zu ſach⸗ 
licher Außerung gegeben war. 

(3) Wird die Gewerbebefugnis als Kapitän und Schiffer oder als Schiffsingenieur, See- und 
Kleinmaſchiniſt und Seemotorführer entzogen, ſo iſt die Ausübung des Gewerbes eines Schiffers oder 
leitenden Maſchiniſten (Leiter der Maſchinenanlage) verboten. Der Spruch kann darüber hinaus ohne 
beſonderen Antrag die Gewerbebefugnis als Seeſteuermann oder Wachmaſchiniſt entziehen. 


8 26 

Über die Hauptverhandlung und über eine Beweisaufnahme außerhalb der Hauptverhandlung ſind 
Niederſchriften aufzunehmen; ſie ſollen die Namen der Teilnehmer und den weſentlichen Inhalt der Ver⸗ 
handlungen wiedergeben und vom Vorſitzenden und Schriftführer unterzeichnet werden. 

(2) Den Beteiligten oder ihren Beiſtänden, der zuſtändigen Dienſtſtelle (8 12 Abſ. 4) ſowie dem 
Reeder iſt die Einſicht in die Niederſchriften und auf Antrag eine koſtenfreie Abſchrift der Spruch⸗ 
formel zu geben. Auf Verlangen ſoll ihnen und kann anderen Perſonen, die ein begründetes Intereſſe 
glaubhaft machen, Abſchrift der Niederſchriften gegen Erſtattung der Auslagen erteilt werden. Dieſe 
Beſtimmungen gelten gleichmäßig für den Spruch mit den Gründen. 


Sechſter Abſchnitt 
Vollzug, Zuſtellungen, Beſchwerden, Koſten 


8 27 

(1) Sit eine Gewerbebefugnis entzogen worden, ſo iſt dem Inhabeer das Befähigungszeugnis ab⸗ 
zunehmen. 

(2) Die Seemannsämter können erſucht werden, Ordnungs⸗ und Erzwingungsſtrafen in Geld, 
Auslagen und Koſtenbeträge bei der Abmuſterung von dem Schuldner aus dem pfändbaren Teile der 
zur Auszahlung gelangenden Heuer einzuziehen. 

(3) Im übrigen werden Entſcheidungen und Anordnungen nach Danziger Recht vollzogen. 


Ss 28 
Zuſtellungen des Seeamts können durch Boten gegen Empfangsſchein bewirkt werden. Im übrigen 
gelten entſprechend die Vorſchriften der Strafprozeßordnung über Zuſtellungen. 


8 29 
Entſcheidungen und Anordnungen können mit Beſchwerde angefochten werden, ſoweit es in dieſem 
Geſetz oder in anderen nach dieſem Geſetz anzuwendenden Geſetzen zugelaſſen iſt. Über die Beſchwerde 
entſcheidet endgültig der Vorſitzende des Oberſeeamts. Im übrigen gelten entſprechend die Vorſchriften 
der SS 306 bis 309 und des 8 311 der Strafprozeßordnung über die Beſchwerde. 
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§ 30 } | 
(1) Koſten und Auslagen des Verfahrens können ganz oder zum Teil einem Beteiligten auf- 
erlegt werden, wenn dieſer ſie durch Mutwillen, Verſchleppung oder Irreführung veranlaßt hat. Die 
Keſtenentſcheidung und die Koſtenfeſtſetzung des Vorſitzenden kann mit Beſchwerde angefochten werden. 
(2) Soweit nicht dieſe Verordnung oder für Zuſtellungen und den Vollzug das Danziger Recht 
etwas anderes beſtimmen, beſteht keine Verpflichtung, Koſten zu tragen oder Auslagen zu erſtatten. 
(3) Gebühren werden nicht erhoben. 


Siebenter Abſchnitt 
Amtshilfe und Beweisſicherung 
s 31 

Die Behörden und die im $ 12 Abſ. 3 genannten ſonſtigen Stellen haben auf Erſuchen zur Durch- 
führung dieſes Geſetzes Amtshilfe im Rahmen ihrer Zuſtändigkeit zu leiſten. Im Erſuchen um Auf: 
nahme von Beweiſen find die Stellen (§ 16 Abſ. 2) und Beteiligten zu bezeichnen, die vom Beweis⸗ 
termin zu verſtändigen ſind. Bare Auslagen einer Beweisaufnahme und des Vollzugs erſtattet die 
erſuchende Behörde. 

Achter Abſchnitt 
Berufungen 
§ 32 

(1) Entzieht der Spruch des Seeamts eine Gewerbebefugnis oder ſtellt er in feiner Formel 
(S 24 Abſ. 4) das ſchuldhafte Verhalten eines Beteiligten feſt, fo kann der Betroffene und der 
Staatskommiſſar Berufung an das Oberſeeamt einlegen. Der Betroffene iſt über Art und Form 
des Rechtsmittels ($ 33 Abſ. 1) zu belehren. 

(2) Der Staatskommiſſar hat das Berufungsrecht ferner, wenn im Spruch ſeinen Anträgen 
auf Entziehung einer Gewerbebefugnis oder auf Feſtſtellung des ſchuldhaften Verhaltens eines Betei⸗ 
ligten nicht entſprochen oder auf Entziehung einer Gewerbebefugnis oder Feſtſtellung des Verſchul⸗ 
dens eines Beteiligten, ohne oder gegen ſeinen Antrag, erkannt worden iſt. 

(3) Die Berufung zugunſten des Betroffenen kann er nur mit deſſen Zuſtimmung zurücknehmen. 

(4) Die Berufung hat keine aufſchiebende Wirkung. 


Ss 33 

(1) Die Berufung muß binnen zwei Wochen nach der Verkündung oder, wenn dieſe in Ab- 
weſenheit des Staatskommiſſars oder des Beteiligten erfolgt iſt, binnen zwei Wochen nach der Zu⸗ 
ſtellung des Spruchs an den Staatskommiſſar oder den Beteiligten beim Seeamte zur Nieder- 
ſchrift oder ſchriftlich eingelegt werden. Erfolgt die Zuſtellung des Spruchs an einen Beteiligten 
im Ausland, ſo beſtimmt der Vorſitzende des Seeamtes bei der Zuſtellung die Berufungsfriſt. Die 
Berufung muß binnen weiterer zwei Wochen nach Ablauf der Einlegungsfriſt oder, wenn zu dieſer Zeit 
der Spruch dem Staatskommiſſar oder dem Beteiligten noch nicht zugeſtellt worden iſt, binnen zwei 
Wochen nach der Zuſtellung beim Seeamte zur Niederſchrift oder ſchriftlich gerechtfertigt werden. 

(2) Die Vorſchriften der 88 42 bis 46 und 47 Abſ. 1 der Strafprozeßordnung über Friſten und 
die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gelten entſprechend. ber das Geſuch um Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand beſchließt der Vorſitzende des Seeamts. 

(8) Iſt die Berufung unzuläſſig, verſpätet eingelegt oder nicht rechtzeitig begründet, ſo hat ſie der 
Vorſitzende des Seeamtes zu verwerfen. Gegen die Entſcheidung kann ſofortige Beſchwerde an den 
Vorſitzenden des Oberſeeamtes eingelegt werden; dieſer entſcheidet endgültig. 


8 34 

(1) Der Vorſitzende des Oberſeeamtes lädt den Staatskommiſſar und die Beteiligten, dieſe 
unter Hinweis auf die Folgen des Ausbleibens, mit einer Woche Ladungsfriſt zur Hauptverhandlung. 
Er kann das perſönliche Erſcheinen der Beteiligten, die keine Berufung eingelegt haben, anordnen. 
Dieſen iſt ein Koſtenvorſchuß wie einem Zeugen nach § 37 Abſ. 2 zu gewähren. 

(2) Hat der Staatskommiſſar die Berufung eingelegt, ſo ſtehen dem Gegner Zeugengebühren 
zu; iſt dieſer bedürftig, ſo kann ihm der Vorſitzende einen Reiſekoſtenvorſchuß bewilligen. 

(3) Hat ein Beteiligter Berufung eingelegt, jo kann ihm der Vorſitzende des Oberſeeamtes 
unter den Vorausſetzungen der Zivilprozeßordnung über Armenrechtsbewilligung einen Reiſekoſtenvor⸗ 
ſchuß bewilligen. 
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(4) Bleibt der ordnungsmäßig geladene Beteiligte, der Berufung eingelegt hat, unentſchuldigt 
in der Hauptverhandlung aus, ſo kann auf Grund der Akten entſchieden werden. War dieſer ohne 
ſein Verſchulden am Erſcheinen verhindert, jo kann er, wenn er nicht ſelbſt Entſcheidung nach den 
Akten beantragt hatte, binnen zwei Wochen nach Wegfall des Hinderniſſes beim Oberſeeamt ſchriftlich 
oder zur Niederſchrift die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand beantragen. Über den Antrag ent- 
ſcheidet der Vorſitzende des Oberſeeamtes endgültig. 


§ 35 
(1) Der Vorſitzende kann die Berichterſtattung einem Beiſitzer übertragen. 
(2) Die Beweisaufnahme kann ergänzt oder wiederholt werden. 


§ 36 

(1) Der Nachprüfung durch das Oberſeeamt unterliegt der Spruch des Seeamtes nur, ſoweit 
er angefochten iſt. Der Spruch kann auch zuungunſten des Beteiligten, der die Berufung eingelegt hat, 
abgeändert werden, auch wenn der Staatskommiſſar ihn nicht oder nur zugunſten dieſes Beteiligten 
angefochten hat. 

(2) Der Spruch des Oberſeeamts kann die Berufung verwerfen oder zurückweiſen oder den an⸗ 
gefochtenen Spruch ändern. Bei unzuläſſiger Beſetzung des Seeamts oder bei weſentlichen Mängeln 
des Verfahrens kann er die Aufhebung des angefochtenen Spruchs und Zurückverweiſung an das 
Seeamt ausſprechen. i 

8 37 

(1) Über die Koſten und Auslagen iſt um Spruch und, wenn zur Sache nicht erkannt wird, durch 
den Vorſitzenden des Oberſeeamtes zu entſcheiden. 

(2) Hat die Berufung des Beteiligten Erfolg oder iſt diejenige des Staatskommiſſars erfolglos 
geblieben, jo iſt den Beteiligten Reiſe⸗ und Verſäumnisentſchädigung wie einem Zeugen zu gewähren; 
außerdem können ihm die notwendigen Auslagen für ſeine Verteidigung im Berufungsverfahren 
erſtattet werden. 

(3) Wird die Berufung des Beteiligten verworfen oder zurückgewieſen, jo find ihm die baren 
Auslagen des Berufungsverfahrens aufzuerlegen; das Oberſeeamt beſtimmt, ob dem Betroffenen 
außerdem die Koſten des Berufungsverfahrens ganz oder zum Teil aufzuerlegen ſind. Dasſelbe gilt, 
wenn der Betroffene die Berufung erſt ſo kurz vor der Hauptverhandlung zurückgenommen hat, daß 
die Beiſitzer und der Staatskommiſſar nicht rechtzeitig haben abbeſtellt werden können. Dem Betei⸗ 
ligten können auch die baren Auslagen und Koſten einer Hauptverhandlung auferlegt werden, wenn 
dieſe wegen ſeines ſchuldhaften Ausbleibens verlegt oder ausgeſetzt worden iſt. Als ganzer Koſten⸗ 
betrag kann eine Pauſchſumme durch den Senat der Freien Stadt feſtgeſetzt werden. 

(4) Im übrigen trägt die Staatskaſſe die baren Auslagen und die Koſten des Berufungsverfah⸗ 
rens. Hat die Berufung des Beteiligten zum Teil Erfolg, ſo können die baren Auslagen und die Be⸗ 
rufungskoſten zwiſchen der Staatskaſſe und dem Beteiligten verteilt werden. 

(5) Wird auf eine Berufung des Staatskommiſſars die Vorentſcheidung zugunſten des Be⸗ 
teiligten geändert oder aufgehoben, ſo gilt Abſ. 2. 

(6) Zu den Auslagen gehören nicht die Reiſekoſten des Oberſeeamts ſamt der Beiſitzer, die 
durch eine Hauptverhandlung außerhalb des Sitzes des Oberſeeamtes entſtehen, auch nicht die Koſten 
der Bereitſtellung von Geſchäftsräumen. 

§ 38 

(1) S 31 gilt auch für Erſuchen des Oberſeeamts an das Seeamt, § 27 Abſ. 2 auch für die 
nach dieſem Abſchnitt zu zahlenden Koſten⸗ und Auslagenbeträge. 

(2) Im übrigen gilt für das Verfahren, ſoweit in dieſem Abſchnitt nichts anderes beſtimmt 
iſt, der dritte bis ſiebente Abſchnitt entſprechend. 


Neunter Abſchnitt 
Allgemeine Beſtimmungen 
§ 39 
Die Geſchäftsordnung für das Seeamt und für das Oberſeeamt erläßt der Senat der Freien 
Stadt Danzig. 
§ 40 
Der Senat der Freien Stadt kann eine entzogene Gewerbebefugnis nach Ablauf eines Jahres 
wieder einräumen, wenn die Annahme begründet iſt, daß der Betroffene fernerhin den Anforde⸗ 
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zungen feines Gewerbes genügen werde. Vorher iſt das Seeamt, in Berufungsfällen auch das Ober- 
ſeeamt zu hören. 

Ss 4¹ 


Dieſe Verordnung tritt vom 1. März 1936 ab an die Stelle des Geſetzes betreffend die Unter⸗ 
ſuchung von Seeunfällen vom 27. Juli 1877 (R. G. Bl. S. 549) und des Geſetzes betreffend den Ge⸗ 
werbebetrieb der Maſchiniſten auf Seedampfſchiffen vom 11. Juni 1878 (R. G. Bl. S. 109). Für 
Seeunfälle, die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung zum Spruche eines Seeamts geführt 
haben, gelten die bisherigen Vorſchriften. 


Danzig, den 25. April 1936. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Greiſer Huth 
79 Dritte Ausführungsverorduung 


zur Rechtsverordnung betr. das Jagdrecht vom 28. März 1934 (G. Bl. S. 223). 
Vom 28. April 1936. 


8 1 
Auf Grund von 8 93 der Danziger Jagdordnung vom 28. März 1934 (G. Bl. S. 223) wird 
folgendes angeordnet: 


Ziffer XII zu Abſchnitt XIII der Ausführungsverordnung zur Danziger Jagdordnung vom 
26. April 1934 (G. Bl. S. 281) erhält folgenden Abſatz 4: 


(4) Wegen der in $ 89 der Jagdordnung genannten Zuwiderhandlungen kann im ehren⸗ 
gerichtlichen Verfahren auch dann vorgegangen werden, wenn eine ſtrafgerichtliche Verurteilung nicht 
erfolgt iſt. 


8 2 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 28. April 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth 


80 Rechtsverordnung 
betreffend Abänderung der Danziger Jagdordnung vom 28. März 1934 (G. Bl. S. 223). 
Vom 28. April 1936. 


Auf Grund des § 1 Ziffern 9, 10, 28, 89 und des 8 2d des Geſetzes zur Behebung der Not 
von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird mit Geſetzeskraft folgendes verordnet: 


Artikel I 
I. $ 38 der Danziger Jagdordnung erhält im Abſatz 1, Buchſtaben b) und e) folgende Faſſung: 
§ 38 b) weibliches Rehwild und Rehkälber vom 16. September bis 31. Dezember. 
§ 38 e) Edelmarder und Steinmarder vom 1. Dezember bis 31. Januar. 
II. § 39 der Danziger Jagdordnung erhält in Abſatz 1 Buchſtabe b folgende Faſſung: 
b) Schwarzwild, Füchſe und Iltiſſe; jedoch dürfen führende weibliche Stücke dieſer Wildarten in 
der Zeit vom 16. März bis 1. Auguſt nicht erlegt werden. 
III. Dem $ 78 der Danziger Jagdordnung werden bei Buchſtabe b) am Ende folgende Worte an⸗ 
gefügt: 
0 „oder wer der Anzeigepflicht an die Ortspolizeibehörde (§ 42 Abſ. 4) nicht genügt“. 
IV. $ 85 der Danziger Jagdordnung erhält folgenden Faſſung: 


8 85 
Spruchinhalt und Strafen 


1. Der Spruch des Ehrengerichtes lautet auf Verurteilung oder auf Freiſpruch. 
2. Im Falle einer Verurteilung kann auf eine Geldbuße bis zu 150 G oder bis zur Höhe der 
einjährigen Jagdpacht erkannt werden, bei Zuwiderhandlungen der im 8 89 Abſ. 1 bezeich⸗ 
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neten Art auch auf Aberkennung der Eignung zur Führung eines Jagdſcheines für beſtimmte 
Zeit oder dauernd, ferner auf Ausſchluß aus dem Landesverband der Danziger Jäger, wenn 
ein Mitglied ſich durch ſein Verhalten des Anſehens und der Achtung unwürdig gezeigt hat, 
die ſeine Mitgliedſchaft von ihm erfordert. 


3. Die Geldbußen fließen einem gemeinnützigen Verein zu, der die Hinterbliebenen der im Kampfe 
mit Wilddieben gefallenen Jagd⸗ und Forſtbeamten unterſtützt. 


4. Mit der Freiſprechung kann die Feſtſtellung verbunden werden, daß die Jägerehre unver⸗ 
letzt iſt. 


5. Bei Verurteilungen, die nicht nur auf Geldbußen lauten und im Falle des Abſ. 4 kann auch 
auf öffentliche Bekanntmachung des erkennenden Teils des Spruches erkannt werden. 


Artikel UI 
Dieſe Rechtsverordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 28. April 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth 


FFC TT 

Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,75 G, 
b) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil 1 Ausgabe A u. B je 3,— G, c) für den Staatsanzeiger für 
die Freie Stadt Danzig Teil II 3,75 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte (fiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 2,25 G, zu b) 1,50 G. 

Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum = 0,50 G. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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